
Aufgaben der GJ-Spitze: „Zeit für
was Revolutionäres!“
Von Jona Everdeen, September 2024

Am Mittwochabend verkündete der Bundesvorstand der Grünen Jugend, die
Jugendorganisation der Grünen Partei, geschlossen sowohl seinen Rücktritt
als auch den Parteiaustritt. Unter „Zeit für was Neues“ wollen sie nun eine
neue „dezidiert linke“ Jugendorganisation schaffen. Die Gründe? Man könne
sich  mit  der  Politik  der  Partei  nicht  mehr  identifizieren.  Für  uns  als
Kommunist:innen ist natürlich völlig klar, dass die Partei von Habeck und
Baerbock ständig mit bauchlinken Werten in der Widerspruch geraten. Doch
während  diese  normalerweise,  mit  viel  vorherigen  Bauchschmerzen,  zu
Gunsten  von  Parteikarrieren  aufgegeben  werden,  lief  es  dieses  Mal
andersherum. Doch wie kam es dazu? Und welche Perspektive gibt es für
ehemalige GJler:innen?

Rüstung, Abschiebungen, Lützerath
Die Ursache für die Entscheidung benannten die ehemaligen Vorsitzenden
der Grünen Jugend darin, dass ihnen immer mehr klar geworden sei, dass es
nicht möglich sei, gleichzeitig Teil einer Partei zu sein und für eine völlig
andere Politik zu werben, als diese vertritt. Vor allem drei Beispiele nannten
s i e  d a f ü r :  D a s  S o n d e r v e r m ö g e n  d e r  B u n d e s w e h r ,  d i e
Asylrechtsverschärfungen  sowie  die  Zerstörung  von  Lützerath  für  RWEs
Profitinteressen. Letztendlich kommt hier ein Widerspruch zum Ausdruck,
der sich schon länger abgezeichnet hat:  So galt die Grüne Partei in den
Köpfen vieler, auch und gerade junger Menschen, lange Zeit als Partei für
Frieden, für Menschenrechte und insbesondere eben für die Umwelt, das vor
allem in Zuge von FFF. All dies tritt die Partei jedoch in der Ampelregierung
mit Füßen. Sie wird zur schärfsten Verfechterin der „Zeitenwende“ und somit
der Aufrüstung Deutschlands zur militärischen Großmacht, die zusammen
mit der NATO gegen Russland (militärische) Stärke zeigen müsse. Sie trug
sämtliche Asylrechtsverschärfungen nicht nur der EU mit,  sondern setzte
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sich  auch  aktiv  für  weitere  in  Deutschland  ein,  teilweise  „mit
Bauchschmerzen“, in letzter Zeit aber immer mehr auch ganz ohne und dafür
mit  unverhohlenem  Rassismus  und  Forderungen  nach  „Grenzen  dicht
machen“ und „mehr abschieben“, wie sie vor 15 Jahren nur die NPD gehabt
hätte.  Und einen ganz besonderen Verrat,  gerade für die Grüne Jugend,
stellte  Lützerath  dar.  Während  dort  vermutlich  hunderte  Mitglieder  der
Grünen  Jugend  gegen  die  Zerstörung  des  Dorfes  für  Braunkohle
protestierten, war es ihre eigene Partei, die für RWEs Profite die Zerstörung
des Dorfes durchgewunken hatte und nun die Polizei auf die Klimabewegung
hetzten.

Aus all dem folgert die Spitze der Grünen Jugend, dass sie glauben dass es
bei den Grünen „mittelfristig keine Mehrheiten für eine klassenorientierte
Politik gibt, die soziale Fragen in den Mittelpunkt rückt und Perspektiven für
ein  grundsätzlich  anderes  Wirtschaftssystem  aufzeigt“.  Das  glauben  wir
allerdings auch nicht! Wobei uns das freilich schon vorher klar war und sich
auch ganz logisch aus dem Charakter der Grünen Partei erklärt. Trotzdem
finden wir,  dass  ist  ein  erster  Schritt  in  die  richtige  Richtung,  den der
Vorstand gemacht hat. 

Die Grünen: Partei des Kapitals!
Die Grünen stellen politisch insofern eine gewisse Sonderrolle dar, als dass
sie sich anders als die anderen bürgerlichen Parteien wie CDU, FDP und AfD,
eine progressive Fassade geschaffen haben. Diese geht stark zurück auf die
Geschichte  dieser  Partei,  welche  aus  den  letzten  Ausläufern  der  68er-
Bewegung hervorgegangen ist und ursprünglich als radikale Konkurrenz zu
dem verknöcherten Gefüge aus bürgerlich-konservativer (CDU), bürgerlich-
liberaler  (FDP)  und  sozialpartnerschaftlich-reformistischer  (SPD)  Partei
auftrat.  Diese  Radikalität  kam  jedoch  zu  keinem  Zeitpunkt  aus  einem
proletarischen  Klassenstandpunkt,  auch  wenn  im  Gründungsprozess  der
Partei viele subjektive Kommunist:innen beteiligt waren. Sie entstanden als
eine  Partei  des  radikalisierten  urbanen  Kleinbürger:innentums,  bzw  der
urbanen  Mittelschichten.  Einer  Subklasse  die  im  Zuge  des  langen
Nachkriegsbooms entstanden war und zunächst ihren Platz im traditionellen



Klassengefüge finden musste. Dies ließ viel Raum führ revolutionäre Träume,
auch wenn diese eben nur Träume bleiben sollte. Die Generation „Wer mit 20
kein Sozialist ist, hat kein Herz, wer mit 40 noch einer ist, keinen Verstand“
war auf  der  politischen Bildfläche erschienen,  und bildete  den Kern der
Grünen Partei.  Inzwischen  ist  das  urbane  Kleinbürger:innentum als  eine
feste, überhaupt nicht mehr rebellische Subklasse fest konstituiert. Andere
Teile der ehemaligen urbanen Mittelschichten hingegen sind ins Proletariat
abgerutscht und stellen heute nennenswerte Teile der Basis der Linkspartei.
Heute bildet das urbane Kleinbürger:innentum einen Block mit den Teilen
der deutschen Großbourgeoisie, die vor allem auf Export ausgerichtet sind
und von einer Transformation der kapitalistischen Produktion im Sinne des
Green  New  Deal  profitieren  würden,  so  wie  als  gesellschaftspolitisch
fortschrittlich  und  tolerant  auftreten,  da  sie  das  als  vielversprechendste
Strategie  betrachten,  ein  Unterdrückungssystem  möglichst  reibungsfrei
laufen zu lassen. Aus dem schnuckeligen Bioladen an der Straßenecke ist
dabei  die  Bio  Company  geworden,  der  ehemalige  Einwohner  der  Freien
Republik Wendland wohnt jetzt im Loft im Prenzlauer Berg. 

Die  Politik  leistet  dabei  das  Spiegelbild:  Aus  Pazifismus  wurde  der
Kosovokrieg, aus sozialer Gerechtigkeit wurde die Agenda2010. Die aktuelle
Entwicklung, die die Grüne Jugend Spitze zum Bruch mit der Partei brachte,
ist also keineswegs ein qualitativer Bruch, sondern die Fortführung einer
jahrzehntelangen Entwicklung, jüngst beschleunigt durch die kapitalistische
Krise.

Wir begrüßen es daher, dass Teile der Grünen Jugend endlich erkannt haben,
dass hinter der sozialen und ökologischen Fassade der Grünen, inzwischen
mit Einschusslöchern übersäht und mit Kohlestaub bedeckt, nur eine weitere
bürgerliche Partei steht, für die Kapitalinteressen und nicht die soziale Frage
und ein „grundsätzlich anderes Wirtschaftssystem“ im Mittelpunkt stehen! 

Welche  Perspektive  für  eine  breite,  aber
kämpferische  Jugendbewegung?
Am  Ende  ihres  Schreibens  verkünden  die  Unterzeichner:innen,  dass  sie



gemeinsam mit anderen Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern der Grünen
Jugend eine neue linke Jugendorganisation gründen wollen, sie verkünden:
„Wir wollen dazu beitragen, dass es bald wieder eine starke linke Partei in
Deutschland geben kann“. In dieser Partei, schreiben sie etwas zuvor, wollen
sie arbeiten mit und für Mieter:innen, Arbeiter:innen, arme Studierende und
abgehängte Jugendliche auf dem Land. Das ist sicherlich ein richtiges Ziel
und eines, das wir grundsätzlich unterstützen! Letztendlich muss es jedoch
darauf hinauslaufen, eine Bewegung zur revolutionären Überwindung des
kapitalistischen  Systems  zu  schmieden.  Allerdings  denken  wir,  dass  es
wichtig  ist,  jetzt  Antworten  auf  die  aktuellen  Probleme zu  finden.  Dazu
denken wir sind zwei Schritte notwendig:

Eine Jugendkonferenz: Dies bietet eine erste Möglichkeit, alle linken1.
Jugendlichen  und  Jugendorganisationen  dazu  aufzurufen.  Wir
glauben, dass dieser Bruch, wenn er mit einer solchen Perspektive
verfolgt wird, zu einem Moment der Umgruppierung für die gesamte
deutsche Linke werden kann. Derzeit  kursiert  auch innerhalb der
Jusos ein Brief, in dem Juso-Mitglieder Unterschriften sammeln und
sich über die aktuelle Politik ihrer Mutterpartei empören. Dies bietet
eine gute Perspektive,  um in eine Debatte um eine kämpferische
unabhäng ige  Jugend  zu  führen .  Auch  so l l t e  an  d i e
Jugendgewerkschaften herangetreten werden,  um auch diejenigen
ins Boot zu holen, die von den kommenden sozialen Angriffen direkt
betroffen sind. Die letzten FFF-Ortsgruppen, aus denen ein Großteil
der  GJ  hervorgegangen  ist,  sollten  ebenfalls  in  diesen  Prozess
einbezogen  werden.  Auf  der  Konferenz  kann  dann  gemeinsam
entschieden  werden,  wie  der  Rechtsruck  zurückgedrängt  werden
kann,  wie  die  Krise  des  Kapitalismus  inklusive  der  Angriffe  auf
Soziales und Bildung sowie die Umweltkrise gelöst werden können.
Ein auf der Konferenz gemeinsam abgestimmtes Aktionsprogramm:2.
Ein Aktionsprogramm hat die Hauptfunktion, auf aktuelle Krisen und
Fragestellungen  gemeinsame  Forderungen  festzuhalten.  Dies  ist
wichtig,  um gemeinsam mit  geballter  Kraft  gegen  die  Krisen  zu
kämpfen,  die  auch  die  Unterzeichner:innen  des  Schreibens  gut
aufgelistet haben. 



Diese Schritte sind notwendig, um auch große Teile der Linken im weiteren
Sinne, vor allem die Unzufriedenen, für das Aktionsprogramm zu gewinnen.
Wir  sollten  es  jedoch  nicht  dabei  belassen,  sondern  die  praktische
Intervention an all den Orten, wo sich die Arbeiter:innen und Jugendlichen
täglich aufhalten, in die Schulen, Unis und Betriebe tragen! 

Wir  reichen  jedem  ehemal igen  Mitgl ied  die  Hand,  die  über
Organisationsgrenzen  hinaus  gemeinsam  kämpfen  wollen.  Lasst  uns
gemeinsam Abschiebungen verhindern, die Bundeswehr aus unseren Schulen
vertreiben  und  eine  Perspektive  aufzeigen,  für  die  ökologische
Transformation  des  Mobilitätsektors  unter  Kontrolle  der  Arbeiter:innen!
Lasst uns gemeinsam Schulstreiks organisieren und für eine unabhängige
Jugendorganisation, die aus einer breiten Masse kämpferisch vorangeht. Es
ist höchste Zeit dafür! 

Grundlagen des Marxismus: Was
ist die Einheitsfronttaktik?
aus Mai 2024, Revolution Zeitung 2/2024

Das linke und antikapitalistische Spektrum ist vielseitig in ihren Zielen und
Taktiken, ihren Schwerpunkten und Organisationsstrukturen. Hin und wieder
finden sich für Großaktionen wie Demos Bündnisse zusammen, aber leider
scheint die Zusammenarbeit nach dem gemeinsamen Projekt oft wieder zu
enden.  Dabei  sind  nur  durch  die  verschiedenen  Gruppen,  die  sich  den
Aufwand von Organisation und Mobilisation geteilt haben, überhaupt so viele
Leute aufgetaucht. Diese Großveranstaltungen sind oft die Momente, die uns
zeigen wie viel wir als Klasse erreichen können, wenn wir uns zusammen
anstrengen, und es sind die Erfahrungen, die uns Mut und Hoffnung geben,
die uns motivieren überhaupt politisch aktiv zu sein.
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Um diese Energie effektiver zu nutzen und Ziele unserer Klasse zu erreichen,
wurde die  Einheitsfronttaktik  entwickelt.  Die  Einheitsfront  handelt  direkt
und  geballt  und  stellt  einen  drastischen  Gegensatz  zu  den  leeren
Versprechen  der  reformistischen  Parteien  dar.  Wenn  ihre  „Brandmauer
gegen rechts“ sich tatsächlich nur als eine schöne Redewendung entpuppt
und kein Handeln folgt, erkennen mehr Arbeiter:innen, dass diese Strukturen
unsere  Gesellschaft  nicht  vor  Gefahren  wie  dem  Faschismus  schützen
können.  Deswegen  geht  es  bei  der  Einheitsfronttaktik  auch  nicht  um
intensive ideologische Überschneidung mit  den Bündnispartnern,  sondern
um das Ernstnehmen einer Bedrohung und dem zielstrebigen Handeln auf
der Basis einiger Kernprinzipien, über die man sich einig ist.

Was ist eine Einheitsfront?

In  einer  Einheitsfront  kommen  verschiedene  Organisationen  der
Arbeiter:innenklasse zusammen, um ein bestimmtes Ziel zu verfolgen und
diesem mit  praktischen  Aktionen  näher  zu  kommen.  Dabei  arbeiten  die
Organisationen über inhaltliche Grenzen hinweg, ohne dabei die Kritik an
den Positionen der anderen zu verstecken. Das Ziel der Einheitsfront sollte es
sein, möglichst große Teile der gesamten Klasse in sich zu organisieren, um
eine  möglichst  große  Schlagkraft  zu  haben.  Ein  klassisches  Beispiel  für
Einheitsfronten  sind  Gewerkschaften:  Sie  organisieren  große  Teile  der
Beschäftigten  in  einem  Bereich  über  inhaltliche  Auseinandersetzungen
hinweg mit dem Ziel, möglichst gute Arbeitsbedingungen zu erkämpfen. Für
uns als Revolutionär:innen ist die Einheitsfront deshalb so zentral, weil wir
damit  aus  unserer  Isolation  von  der  Klasse  ausbrechen  können  und
reformistische Organisationen in der Praxis als Hindernis für die Interessen
der  Arbeiter:innen  entlarven  können.  Außerdem  sind  sie  ein  besonders
effektives Mittel, um die Interessen der Arbeiter:innen durchzusetzen.

Getrennt marschieren, vereint schlagen!

Damit  die  Einheitsfront  ihren  Zweck  erfül l t  und  wir  uns  als
Revolutionär:innen  nicht  darin  verlieren,  sondern  Menschen  für  unsere
Politik begeistern können, wurden verschiedene Prinzipien der Einheitsfront
entwickelt. Sie lassen sich auf die Metapher „Getrennt marschieren, vereint



schlagen“ herunterbrechen. Damit werden die zwei wichtigsten Punkte der
Einheitsfronttaktik  aufgegriffen:  Organisatorische  und  propagandistische
Unabhängigkeit  und  Einheit  in  der  Aktion  zur  Erreichung  eines  Ziels.
Reformistische  Kräfte  zeichnen  sich  dadurch  aus,  immer  wieder  die
Interessen  unserer  Klasse  zur  Aufrechterhaltung  ihrer  Stellung  in  der
Gesellschaft  zu  verraten.  Die  richtige  Anwendung der  Einheitsfronttaktik
zeigt sich dann, wenn Revolutionär:innen es schaffen, die reformistischen,
anarchistischen, zentristischen, etc. Kräfte und deren Taktiken zu entlarven.
Dafür ist die organisatorische Unabhängigkeit super wichtig, denn nur so
können wir überhaupt ordentliche Kritik formulieren und die Reformist:innen
in  der  Praxis  entlarven.  Um aber  auch  den  Zweck  der  Einheitsfront  zu
erreichen,  beispielsweise  einen Rechten Aufmarsch aufzuhalten  und eine
linke/proletarische Perspektive entgegenzustellen, muss die Einheit in der
Aktion gegeben sein.

Dass  der  Begriff  Einheitsfront  so  selten  fällt,  obwohl  es  eigentlich  eine
notwendige  Taktik  ist,  liegt  daran,  dass  große reformistische  Strukturen
näher an bürgerlichen Parteien stehen und lieber „nach bürgerlichen Regeln
spielen“  als  „radikalere“  und  kämpferische  Alternativen  in  Betracht  zu
ziehen. Außerdem besteht die berechtigte Angst, dass die reformistischen
Führungen die Kontrolle über „ihre“ Basis verlieren könnten.  Es ist  also
unsere Aufgabe, solche Einheitsfronten aufzubauen und die reformistischen
Führungen in diese zu zwingen, wenn sie nicht von sich aus mitarbeiten.
Dafür müssen wir die Führung unter Druck setzen, zum Beispiel indem wir
die Basis gegen sie mobilisieren. Dabei kann es von Vorteil sein, selbst in der
Organisation,  beispielsweise  einer  Gewerkschaft,  Mitglied  zu  sein,  um
einfacheren  Zugang  zur  Basis  zu  haben.

Aber die Einheitsfront ist nicht nur eine Taktik für abstrakte Notlagen in der
Zukunft. Der aktuelle Rechtsruck in Deutschland und Europa lässt rechte
Hetze hochkochen und führt in eine ungewisse Zukunft.  Viele Menschen,
besonders mit Migrationshintergrund oder betroffen von Armut machen sich
Sorgen wie sehr sich ihre Lage noch verschlechtern wird mit dem Kurs den
rechte  und  moderate  Strömungen  in  Deutschland  gerade  anstreben.
Deswegen ist es notwendig, mit einem breiteren Spektrum an Organisationen



zusammenzuarbeiten, denn in der Masse liegt die Schlagfähigkeit. Außerdem
zeigt uns der Rechtsruck, wie wichtig es ist, die Massen für kommunistische
Politik zu überzeugen, denn nur revolutionäre Politik kann den Rechtsruck
und dessen perfide Auswirkungen effektiv bekämpfen und ein für alle Mal
beenden.

Nach  den  Landtagswahlen:
Widerstand  gegen  Rechts
aufbauen – in 3 Schritten!
Von Flo Weitling, September 2024

1. Auf Demos gehen!
Überall  werden  gerade  Demonstrationen  und  Kundgebung  gegen  das
Erstarken der Rechten in den Landtagswahlen angekündigt.  Um die Wut
über  die  rassistische  Kampange die  AfD,  CDU und Co.  vor  den Wahlen
gefahren haben und jetzt in der Regierung weiterführen werden Ausdruck zu
verschaffen, ist es verständlich und absolut richtig auf die Straße zu gehen!

Durch  das  basteln  von  Schildern,  malen  von  Bannern  und  lautstarkem
Schreien von Parolen können wir so nicht nur der Welt zeigen, was wir von
diesen Scheiß Ergebnissen halten sondern auch Leute treffen die ebenfalls
unzufrieden  sind  mit  dem  Erstarken  der  Rechten  und  der  Situation
überhaupt.

2. Organisier‘ dich da wo du eh sein musst
Doch nur auf Demos gehen wird leider nicht reichen um effektiv was gegen
die Rechten zu erkämpfen. Denn um die Menschen zu er-reichen, die nicht eh
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schon mit dir auf der Straße stehen, ist es wichtig nicht nur energisch mit
deinen Freund:innen und deiner Familie zu diskutieren sondern am besten
gleich dich da mit deinen Mitmenschen zu organisieren wo du dich tagtäglich
aufhälst: also in Schule, Uni oder Betrieb! Denn in der Schule z.B. bist du
schon direkt zusammen mit den Leuten die auch vom Rechtsruck und der
Krise betroffen sind und das praktische ist: da sein müsst ihr so oder so.

Hier könnt ihr euch dann zusammentun um gegen Ungerechtigkeiten vor Ort
anzukämpfen, sei es ein rassistischer Lehrer, eine Podiumsdiskussion mit der
AfD  oder  das  ihr  verhindert  das  eine  Mitschülerin  abgeschoben  wird.
Darüber  hinaus  könnt  ihr  Aufklärungskampangen  gegen  Rassismus,
Sexismus und Queerfeindlichkeit starten und das am besten damit verbinden
dass ihr selbst mehr in eurem Alltag mitentscheiden könnt. Anstatt immer
nur zu gehorchen was irgendwelche Menschen euch befehlen egal ob das
Lehrer:in,  Schulleitung, Professor:in oder Firmenchef ist.  Mehr dazu, wie
man sich an der Schule organisieren kann findet ihr in unserer Broschüre
unter onesolutionrevolution.de/schularbeitsbroschure

3. Organiser‘ dich revolutionär!
Zuletzt  brauch  es  um  den  Kampf  gegen  Unterdrückung,  Ausbeutung,
Regierung und die Rechten effektiv führen zu können aber noch mehr als nur
die  Schulgruppe.  Denn die  Rechtsbewegung in  der  Gesellschaft  und  die
zuspitzende  globale  Krise  lässt  sich  nicht  lokal  besiegen.  Das  Problem
dahinter heißt Kapitalismus! Dieser ist international organisiert und muss
daher auch international bekämpft und überwunden werden, um dem Elend
ein Ende zu setzen. Doch um dass zu erreichen brauch es ein Programm, was
den Weg hin zur Revolution zeichnet und eine Organisation die diesen Kampf
gegen Staat und Kapital führt! Denn alleine wirst du die Übermacht von
Unternehmen, Banken und Staat nicht besiegen können!

Wir als Jugendorganisation haben den Anspruch für so eine Revolution zu
kämpfen die letztendlich mit all dem Scheiß von der AfD bis zu Lohnarbeit
und Rassismus aufräumt. Dafür haben wir ein Programm geschrieben um
einen Vorschlag zu schaffen wie der Weg dahin aussehen kann. Das kannst
du auf unser Website lesen unter onesolutionrevolution.de/programm oder



dir auch ein Aus-gedrucktes auf unseren Treffen holen! Falls du mit dem
übereinstimmst  und  gegen  die  Rechten,  Staat  und  Kapital  aktiv  werden
willst, dann organisier dich bei uns und lass uns gemeinsam dafür kämpfen
das Ausbeutung und Unterdrückung ein für alle Mal überwunden wird!

Schreib uns einfach und komm auf unsere Treffen oder mit uns auf Demos
um ins Gespräch zu kommen! Zurzeit gibt es uns in Hamburg, München,
Berlin,  Stuttgart,  Lüneburg,  Hannover,  Leipzig,  Dortmund  und  Dresden!
Wenn wir bei dir noch nicht vor Ort sind dann kannst du trotzdem bei uns
Mitglied werden und wir unterstützen dich mit dem Aufbau vor Ort!

Überwachungsstaat BRD
von Flo Weitling, August 2024

Zwischen  Schlagstock,  Handschellen  und
Bußgeld
Blutig  geschlagene  Kinder  auf  Berliner  Straßen,  Hausdurchsuchungen,
verbotene Demonstrationen und Kongresse. All das gehört zur Realität eines
immer autoritäreren deutschen Staates. Wir sehen schon seit einiger Zeit
einen  Anstieg  von  Repression  des  deutschen  Staates.  Dabei  findet  die
Zunahme nicht nur durch die Härte der Schläge seiner Prügelknaben statt,
sondern auch in Form von juristischer Repression. Das zeigt sich z.B. wenn
du 900€ blechen musst,  weil  du „From the River  to  the Sea“ auf  einer
Demonstration rufst (1). Doch auch das Verbot von Organisationen wie der
„Palästina Solidarität Duisburg“ (2) und der durch Einreise- und politische
Betätigungsverbote verhinderte Palästina-Kongress (3) sind Ausdrücke der
immer weiter voranschreitenden Einschränkung demokratischer Rechte in
Deutschland  wie  beispielsweise  der  Meinungsfreiheit  oder
Versammlungsfreiheit,  was auch die Menschenrechtsorganisation Amnesty
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International  in  ihrem  jährlichen  Bericht  feststellte.  Sie  spricht  von
übermäßiger Polizeigewalt und Einschränkung friedlicher Proteste. (4) Das
trifft  dabei  nicht  nur  fortschrittliche  Kräfte,  sondern  auch  teilweise
Reaktionäre, wie beim versuchten Verbot des Compact-Magazins oder der
Beschlagnahmung der Imam-Ali-Moschee in Hamburg. (5)

Doch das ist Repressionskönigin Faeser und ihrem Innenministerium noch
nicht genug: In den letzten Wochen haben sie nun zwei neue Regelungen
vorgestellt, um ihren Apparaten noch mehr Werkzeuge in die Hand zu legen.

Legal einbrechen? Faeser machts möglich!
Mit  dem  Vorwand  der  „Terrorbekämpfung“  soll  nämlich  nun  das
Bundeskriminalamt  (BKA)  heimlich  Wohnungen  durchsuchen  dürfen  (6).
Auch wenn das angeblich nur in Ausnahmefällen angewandt werden soll,
stellt es eine deutliche Eskalation dar. Doch was heißt das genau?

In dem Entwurf  zur  Reform heißt  es,  dass  es  moderne Instrumente  zur
Bekämpfung  des  internationalen  Terrorismus  brauche.  So  wie  die
Möglichkeit,  verdeckt  in  Wohnungen  einzusteigen,  um  Spy-Software  in
Smartphones oder Computern anzubringen. Hierbei wird man logischerweise
weder  davor  noch  danach  informiert.  Der  Ausbau  der  BRD  zu  einem
Überwachungsstaat würde damit neue Züge annehmen. Es wird zwar noch
versichert, dass es sich nur um ein Mittel handelt, was im äußersten Notfall,
wie im Falle von Terrorismusverdacht, eingesetzt werden wird, jedoch wird
bekannterweise  immer  wieder  der  Terrorismus-Begriff  ausgeweitet  und
genutzt  um  politische  Gegner:innen  zu  diffamieren.  Dadurch  bleibt
letztendlich die Frage offen, bei wem denn jetzt wirklich zum „Schutz vor
Terrorismus“ BKA-Beamt:innen, ohne es zu wissen, auf der Couch sitzen.

Darüber  hinaus  trägt  das,  ganz  im  Sinne  des  Zeitgeistes,  auch  die
Handschrift des antimuslimischen Rassismus, welcher nicht erst seit dem 7.
Oktober immer massiver grassiert. Der „War on terror“ wird ideologisch von
Rechten aber auch „demokratischen“ Kräften so weitergeführt, dass jede auf
Basis  äußerlicher  Kriterien  als  muslimisch  wahrgenommene  Person
(unabhängig  davon,  ob  sie  überhaupt  muslimisch  ist)  automatisch  unter
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Terrorismusverdacht  steht.  Und  wenn  man  sich  gegen  Genozid  und
Unterdrückung  ausspricht,  ist  man  sowieso  zumindest  Terroristen-
Unterstützer:in.  Ob  das  dann  aus  Staatssicht  schon  ausreicht  für  die
heimlichen Einbruch, werden wir sehen.

Für Staat und Medien stehen aber nicht nur Muslim:innen und Aktivist:innen
aus  der  Palästina-Solidaritätsbewegung  quasi  automatisch  unter
Terrorismusverdacht, denn das Gleiche gilt auch für die kurdische Bewegung
und die sog. „Klima-Terroristen“ der Letzten Generation.

Die vielen Gesichter von Social Media
Um auch besser überwachen zu können, ob und was die „Terrorist:innen“
denn so machen, hat sich das Überwachungsministerium vor einigen Wochen
noch  eine  lustige  Sache  überlegt.  Nun  sollen  bei  Ermittlungsverfahren
Videos  von  z.B.  Überwachungskameras  mit  Beiträgen  auf  Social  Media
abgeglichen  werden.  Also  in  anderen  Worten:  Die  Einführung  von
biometrischer Gesichtserkennung. (7) Es sollte auf der Hand liegen, dass
diese  Maßnahme  a)  realen,  tatsächlich  gefährlichen,  Terrorismus  nicht
effektiv bekämpfen kann, da es die eigentlichen Ursachen des Terrorismus
nicht  bekämpft  und b)  den Repressionsorganen des Staates ein weiteres
mächtiges  Instrument  in  die  Hand  gegeben  wird,  welches  dazu  genutzt
werden kann, jeden Mut zum Widerstand noch effektiver zu unterdrücken.
Zwar  wird  wieder  davon  gesprochen,  dass  diese  Technik  nur  eingesetzt
werden soll, um Terrorismus und schwere Kriminalität zu bekämpfen, doch
was damit am Ende gemeint ist,  werden wir auch hier sehen. Nach der
Durchsetzung von Abschiebungen wegen Likes auf sozialen Plattformen ist
somit der digitale Raum immer weiter von Überwachung und Kontrolle durch
Staat und Polizei betroffen. Das prophezeit eine dunkle Zukunft, wenn wir
uns nicht beginnen, dagegen zu wehren.

Doch warum macht der Staat das?
Der Staat, den man als Herrschaftsinstrument der bürgerlichen Klasse, der
Kapitalist:innen, verstehen muss, basiert auf der Aufrechterhaltung dieser
Produktionsverhältnisse.  Somit  also  darauf,  dass  die  Arbeiter:innen  ihre
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Arbeitskraft verkaufen und Mehrwert für die:den Kapitalist:in produzieren.
Die Klasse der Arbeiter:innen hat das objektive Interesse der Überwindung
dieser  Gesellschaftsformation,  wobei  der  bürgerlichen Staat  versucht,  sie
klein  zu  halten,  damit  sie  ihr  Elend  einfach  hinnimmt.  Hierzu  zählt  die
ideologische Einbindung, welche wir jeden Tag in der Schule, wo wir, um
meinen  ehemaligen  Politiklehrer  zu  zitieren,  zu  „treuen  Demokrat:innen
erzogen werden sollen“. Auch durch kleine Zugeständnisse sollen wir an den
Staat und das System, was er schützt, gebunden werden.

Doch neben dem Zuckerbrot ist auch die Peitsche, in Form von Überwachung
und Repression, ein Mittel, die Arbeiter:innen und Unterdrückten klein zu
halten. Wenn sie Angst vor Gewalt, materiellen Verlust, sozialen Abstieg oder
dem Knast haben, werden sie weniger wahrscheinlich den nächsten Aufstand
organisieren oder sonst wie aus der Reihe der täglichen Verwertung fallen
z.B. durch die Flucht aus der individuellen Ausbeutung durch Kriminalität.
Wenn sie diesen Schritt jedoch trotzdem gehen, weil die Bedingungen zu
schlimm geworden sind, sie noch zu ertragen, dienen diese Mittel dazu, alles
unmittelbar und effektiv zu unterbinden.

Das im Blick lässt sich auch verstehen, warum gerade jetzt die Repression
ausgebaut  wird.  Wir  leben  nämlich  in  einer  Zeit  der  Krise.  Menschen
kämpfen mit sozialem Abstieg und die Wirtschaft stagniert, während wir eine
Zuspitzung von Konflikten überall auf der Welt beobachten können.

Für die BRD spielt  es  also eine große Rolle,  die Ausbeutung trotz  ihrer
Verschärfung  aufrechtzuerhalten.  Das  bedeutet  eben  auch,  sich  gegen
zukünftige Massenbewegungen und Aufstände auf den Straßen abzusichern,
die das Fundament ihrer Macht angreifen und sie möglicherweise zu Fall
bringen könnten, indem der Staat diese mit Repression, oder der Androhung
solcher, im Keim erstickt.

Die derzeitige Ausformung dessen basiert auf dem Konzept alle „Feinde der
Demokratie“  bekämpfen  zu  wollen.  Dazu  zählen  (noch  reaktionärere)
bürgerliche  Kräfte,  welche  die  Knechtschaft  unter  dem  Kapital  anders
verwalten  wollen  sowie  Revolutionär:innen,  welche  dafür  kämpfen,  diese
Ordnung  abzuschaffen.  Neben  Angriffe  auf  Islamistische  Kräfte  gab  es



kürzlich auch Razzien gegen die Faschist:innen vom 3. Weg. (8) Dabei muss
jedoch  betont  werden,  dass  das  nicht  heißt,  der  Staat  hätte  ein
gleichmäßiges  Interesse  Revolutionär:innen  wie  Faschist:innen
niederzuschlagen. Das sieht man auch an der Intensität, mit welcher nach
über 60-jährigen Ex-RAF-Mitglieder gefahndet wird, während im Gegensatz
über  600  „untergetauchte  Nazis“  trotz  Haftbefehl  komplett  unbehelligt
bleiben. Denn auch wenn gerade die Diktatur der Bosse und Bänker noch
eine demokratische Fassade zeigt,  hat die Geschichte wiederholt  gezeigt,
dass diese sich nicht zu schade sind, um ihre eigene Stellung und somit das
System  aufrechtzuerhalten,  auch  zur  Diktatur  zu  greifen  und  mit
Faschist:innen  zu  paktieren.  Denn  auch  im  Faschismus  werden  die
Arbeiter:innen geknechtet und die Kapitalist:innen werden immer reicher.
Die Überwindung der Ausbeutung von Mensch durch Mensch wird für den
bürgerlichen Staat und das Kapital immer eine größere Gefahr darstellen als
seinen demokratischen Schein zu verlieren.

Doch auch wenn sowohl Faschismus als auch die bürgerliche Demokratie die
Herrschaft  des Kapitals  zur Grundlage haben,  wäre es falsch,  bei  jedem
Abdriften der  BRD oder  anderer  Staaten zum Autoritarismus direkt  vom
Faschismus zu reden. Denn auch die bürgerliche Demokratie ist ein Apparat
zur Unterdrückung und nur weil dies in der Krise deutlicher zu Tage tritt,
handelt  es  sich  noch  nicht  um  Faschismus.  Faschismus  ist  eine  sehr
spezifische Art  der  bürgerlichen Herrschaft,  mehr dazu aber  an anderer
Stelle, in unserem Artikel „Was ist Faschismus?“ (9)

Widerstand trotz alledem!
Es ist verständlich, dass sich in Zeiten von Rechtsruck, Krise und Krieg die
neue Kampfansage durch den Staat in Form von engmaschiger Überwachung
und Repression wie der letzte Stoß anfühlen kann. Die Lage wird immer
beschissener  und  man  fühlt  sich,  als  stünde  man  einer  unantastbaren
Übermacht gegenüber. Doch wie groß der Gegner gerade erscheinen mag,
wir müssen uns erinnern, dass wir im Interesse der Massen kämpfen und
dass dieses Elend nur durch entschiedenen Kampf beendet werden kann. Wir
müssen  konsequent  für  demokratische  Rechte,  wie  die  Meinungs-  und
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Versammlungsfreiheit  kämpfen,  auch  wenn  wir  wissen,  dass  diese  im
Kapitalismus stets nur so lange gelten können, wie sie das System nicht in
Gefahr  bringen.  Wir  müssen  die  Grenzen  dieses  Systems  aufzeigen  und
warum unsere Interessen nicht innerhalb dessen umgesetzt werden können.
Dabei  dürfen  wir  uns  nicht  unterkriegen  lassen,  egal  wie  stark  sie  uns
schlagen, egal wie lückenlos sie uns überwachen!

Wir fordern große linke Jugendorganisation wie Jusos, Linksjugend Solid und
DGB-Jugend auf, sich mit revolutionären Kräften zusammenzuschließen, um
den entschiedenen Kampf gegen diese Überwachung zu führen. Doch auch
das müssen wir größer denken: Der Autoritarismus ist  ein Symptom des
Rechtsrucks und damit müssen wir mit dem Kampf gegen den Aufstieg der
Rechten und die Krise verbinden, um letztendlich zu einer Jugendbewegung
zu  werden,  die  eine  Perspektive  bietet!  Die  zusammen  mit  der
Arbeiter:innenklasse dafür kämpft, dass Ausbeutung und Unterdrückung ein
für alle Mal ausgerottet werden!

Doch um das zu erreichen, müssen wir uns organisieren, an den Orten, an
denen  wir  uns  jeden  Tag  aufhalten  müssen,  wie  z.B.  der  Schule.  Hier
verbringen  wir  als  Jugendliche  die  meiste  Zeit  und  sind  umgeben  von
Menschen, die dasselbe durchmachen und nicht ohnehin schon in der Szene
unterwegs  sind.  Genau  an  diesen  Orten  müssen  wir  beginnen,  Gruppen
aufzubauen, uns gegen die Ungerechtigkeiten direkt vor Ort zu stellen, um
letztendlich die Keimzellen für eine solche Bewegung zu schaffen. Deshalb
organisiert euch mit uns, um gemeinsam diesen Schritt zu gehen!
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Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
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Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.

Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden



Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen
oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche
damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen
sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele



Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was
Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in
Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es
unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige



ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten
Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele
Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.

Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des



Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der
Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung
zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.
Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!



AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Aufstände  in  Kenia  –  Worum
geht es und wie können wir sie
unterstützen?
von Jona Everdeen, Juli 2024

Seit etwas mehr als 2 Wochen finden in Kenia Massenproteste statt.  Ihr
Ursprung  lag  in  der  breiten  Ablehnung  eines  Gesetzes,  das
Steuererhöhungen  einführen  sollte,  die  ausschließlich  Arbeiter:innen  und
Arme treffen. Doch obwohl der Präsident des ostafrikanischen Landes diese
inzwischen zu großen Teilen zurückgenommen hat, gehen die Proteste weiter
– und richten sich nun gegen ihn selbst, die korrupte Machtelite sowie auch
den Imperialismus, der Kenia im Würgegriff hält.
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Imperialismus als Ursache der Krise
Auslöser der Proteste waren die vom 2022 gewählten Präsidenten William
Ruto  vorgeschlagenen  Steuererhöhungen,  in  erster  Linie  in  Form  von
Mehrwertsteuern auf Waren, die zum Leben essentiell sind. Dadurch sollten
insgesamt  2,7  Milliarden  US-Dollar  aufgebracht  werden,  um  den
Staatshaushalt  zu  stabilisieren  und  die  Rückzahlung  von  Krediten
sicherzustellen.  So  sollten  sie  auf  Brot,  Speiseöl  sowie  den  Besitz  eines
Fahrzeugs  deutlich  angehoben  werden.  Als  besonders  dreist  empfunden
wurde  auch  die  Ankündigung,  die  Steuer  auf  Menstruationsprodukte  zu
erhöhen,  nachdem  im  Wahlkampf  eine  Politikerin  aus  Rutos  Partei
angekündigt  hatte,  diese  in  Zukunft  kostenlos  zur  Verfügung  stellen  zu
wollen.

Diese Steuern kommen noch zu den durch hohe Inflation massiv gestiegenen
Preisen hinzu, die jetzt schon dafür sorgen, dass sich viele in Kenia nur noch
eine oder maximal zwei Mahlzeiten am Tag leisten können. Großen Teilen
der kenianischen Bevölkerung droht absolute Armut. Wer davon hingegen
weit entfernt ist und auch nicht mit zusätzlichen Steuern belastet werden
soll, sind die kleine kenianische Bourgeoisie sowie, was die Wut der Massen
besonders anheizt, die herrschende Politiker:innenschicht. Denn die Gehälter
von Politiker:innen sind im Vergleich zum Durchschnittseinkommen mit die
höchsten der Welt und Präsident Ruto selber lebt im Luxus.

Auch  auf  dem  Korruptionsindex  steht  Kenia  auf  dem  nicht  besonders
rühmlichen Platz 126 von 180. Doch auch wenn die Korruption und der Luxus
der  Politiker:innen,  während  die  Massen  verelenden,  besondere  Wut
hervorrufen, haben viele in Kenia erkannt, dass diese nur das oberflächliche
Problem  darstel len,  und  pfei fen  auf  Rutos  nun  einsetzende
Schlichtungsversuche nach dem Motto, man könne nochmal neu über die
konkreten Sparmaßnahmen diskutieren und, als Zeichen des guten Willens,
auch im Präsidialamt beginnen. Denn das Problem liegt nicht darin, so dreist
das auch klingt, dass Rutos Frau im Jahr 5 Millionen Euro ohne wirklichen
Grund aus der Staatskasse bekommt oder der Präsident mit schickem, 2.800
Dollar  teurem  Gürtel  in  die  Kirche  geht,  sondern  es  verursachen  die
Sparmaßnahmen als solche. So gibt Ruto selber an, dass Kenia mehr als 60 %



seines  Staatshaushaltes  zur  Tilgung  von  Schulden  aufwenden  muss.  Die
Gläubiger:innen? Die ehemalige Kolonialmacht Britannien, die USA, China,
die EU und ganz oben natürlich der Internationale Währungsfonds. Dieser
hat auch der kenianischen Regierung den neuen Haushalt mit den massiven
Steuererhöhungen  „empfohlen“.  Diese  Empfehlung  dürfte  in  etwa  den
Charakter haben wie Schäubles Rat an die Syriza-Regierung in Griechenland,
man sollte vielleicht doch lieber das Diktat der Troika akzeptieren, wenn man
nicht wolle, dass diese mit einem brutalen Wirtschaftskrieg das Land ins
absolute Elend stürze.

Ruto,  der  sich selber  so  wie  die  meisten Staatschef:innen halbkolonialer
Länder nur zu gerne in den Dienst des Imperialismus stellt, in seinem Fall
vor allem des westlichen, hatte versucht, die Abgabenforderungen von IWF
und Co. einzig und allein auf dem Rücken der Massen zu erfüllen und seinen
eigenen Reichtum und den seiner politischen Freund:innen unangetastet zu
lassen. Auch wenn er nun bereit zu sein scheint, persönliche Abstriche zu
machen, um seine Position irgendwie zu retten, darf die Bewegung nicht
dabei  stoppen  und  muss  ihre  Wut  nicht  nur  gegen  die  imperialen
Statthalter:innen, sondern gegen das System der globalen Unterdrückung
selbst richten!

Jugend und Arbeiter:innen haben es satt
Die Massenbewegung, die sich im ganzen Land seit einigen Wochen auf der
Straße befindet, mit dem vorläufigen Höhepunkt am 25. Juni beim Sturm auf
das  kenianische  Parlamentsgebäude,  ist  eine  Reaktion  auf  die
Ungerechtigkeit. Die Arbeiter:innenklasse Kenias und besonders die Jugend,
die große Teile der Bevölkerung ausmacht (rund zwei Drittel sind unter 25
Jahre  alt)  leben  sowieso  häufig  in  prekären  Verhältnissen.  80  %  der
Beschäftigten  arbeiten  informell,  also  ohne  jede  Jobsicherheit  oder
Arbeitsschutz.  Auch  die  Arbeitslosigkeit  ist  hoch,  besonders  unter
Jugendlichen. Die Krise der letzten Jahre, der massive Preisanstieg vor allem
für  Lebensmittel  im  Zuge  des  Ukrainekriegs  und  die  hohe  allgemeine
Inflation haben die Lage vieler massiv verschlechtert und die schon zuvor nur
recht  kleine  Mittelschicht  zusammenbrechen lassen.  Die  Steuerpläne der



Regierung haben das Fass dann zum Überlaufen gebracht. Die Menschen
haben Ruto, die Privilegien der Politiker:innenkaste, ihr Elend, ihre Armut,
den IWF und die imperialistischen Mächte satt, die dafür verantwortlich sind.
Und das zeigen sie auch.

Trotz Rutos „Versprechen“, das Gesetz zurückzunehmen, was jedoch nicht
einmal wirklich in seiner Macht steht, nachdem das Parlament es bereits
gebilligt hat, gingen die Proteste weiter. Am 27. Juni ließen Protestierende
verlauten, dass sie nicht aufhören werden, bevor Ruto zurückgetreten ist.
Auch die massive Gewalt von Polizei und Militär konnte die Entschlossenheit
bislang  nicht  brechen.  Diese  setzten  massenhaft  Tränengas  und  immer
wieder  scharfe  Munition  ein,  töteten  damit  mehr  als  30  Menschen  und
verletzten  hunderte  weitere.  Auch  wurden  Menschen  von  der  Polizei
entführt, ihr aktueller Verbleib ist unklar. Diese brutalen Repressionen haben
die  Entschlossenheit  der  Bewegung jedoch  eher  bestärkt.  Immer  wieder
gelang es, die massiv mobilisierte Polizei zum Rückzug zu zwingen. In der
Bewegung tut sich besonders die Jugend hervor, weshalb Medien auch von
einem  „Generation-Z-Aufstand“  schreiben.  Zu  Protesten  wird  massiv  auf
sozialen  Medien  mobilisiert  und  an  Schulen  und  Unis  entstehen
Protestkomitees.  Die  Jugend  kämpft  für  ihre  Zukunft  und,  wie  alle
Arbeiter:innen  und  Armen,  für  ein  besseres  Leben.  Doch  wie  kann  die
Bewegung siegen?

Nur  die  Revolution  kann  die  Menschen
befreien!
Es ist gut, dass die Bewegung sich nicht von Rutos Zugeständnissen und
seiner  vermeintlichen  Einsicht  täuschen  lässt  und  stattdessen  seinen
Rücktritt fordert! Und es ist gut, dass die Menschen auf die Repressionen der
Staatsgewalt mit Widerstand antworten! Doch das alleine wird nicht reichen,
um die Krise zu lösen. Will die Bewegung wirklich den Präsidenten stürzen
und das korrupte System, an dessen Spitze er steht, gleich mit, will sie das
Land ein für alle Mal von der Ausbeutung durch  den Imperialismus, seit
1963 in seiner halbkolonialen Form, befreien, dann muss sie bereit sein, den
nächsten Schritt zu setzen. Die Gründung von Komitees an Schulen und Unis



zeigt, was auch anderswo geschehen muss: nämlich in den Betrieben und
Armenvierteln, wo die Menschen leben, die keine oder informelle Jobs haben.
Diese Komitees könnten nicht nur die Proteste effektiver organisieren und
zum Sieg führen, sondern wären auch die Organe, die nach einem möglichen
Sturz der Ruto-Regierung in der Lage wären, eine neue, gerechte Ordnung
zu etablieren.

In  der  Protesten  wurde  immer  wieder  die  Forderung  nach  einem
Generalstreik laut. Diese gilt es, aufzugreifen und durchzuführen! Denn nur
ein Generalstreik, der das komplette Land lahmlegt, ist wirklich in der Lage,
Regierung und System zu besiegen. Auch hierfür wären Streikkomitees in
Betrieben und Stadtteilen zentral. Zur Verteidigung der Bewegung gegen die
Repression  durch  Polizei  und  Armee  ist  es  ebenfalls  nötig,  organisierte
Selbstverteidigungseinheiten zu schaffen, die eine militante Gegenmacht zu
den Truppen des Staates darstellen.

Welche Führung braucht es?
Es sind letztendlich die Arbeiter:innen, die den Kampf anführen müssen, den
sie gemeinsam mit Jugend und Kleinbäuer:innen gegen die Regierung und
ihre imperialen Herr:innen auszufechten haben. Und diese Arbeiter:innen
brauchen eine politische Führung.

Anders als in vielen anderen Ländern gibt es in Kenia eine kommunistische
Partei, die eine reale Verankerung in den proletarischen Massen besitzt und
in  der  Bewegung  eine  akt ive  Rol le  spie l t .  Diese  Partei ,  a ls
sozialdemokratische  Arbeiter:innenpartei  entstanden,  wandte  sich  in  den
letzten Jahren dem Maoismus (Marxismus-Leninismus) zu. Diese Entwicklung
nach  links  führte  außerdem  auch  zu  weiteren  Abspaltungen,  teilweise
Richtung chinesischem „Kommunismus“,  teilweise  unter  der  Jugend aber
auch in Richtung Trotzkismus. Auch wenn die KP Kenias (CKP) eine reale
Verankerung in der Arbeiter:innenklasse darstellt, so bleiben ihr Programm
und ihre Politik weiter bürgerlich und von der stalinistischen Etappentheorie
geprägt, derzufolge heute eine nationale, demokratische Revolution anstehe.
So ruft sie in ihrem 10-Punkte-Programm zum Bruch mit dem IWF, Sturz der
Regierung, zur Umsetzung einer Reihe sozialer Reformen und Einstellung
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jeder staatlichen Gewalt  gegen die Bewegung auf.  Es enthält  aber keine
einzige darüber hinausgehende Übergangsforderung, geschweige denn ein
Konzept,  wie  der  Kampf  mit  dem  für  eine  sozialistische  Umwälzung
verbunden  werden  könne.

So wichtig es daher ist,  an die CKP die Forderung zu stellen,  mit  allen
Flügeln der kenianischen Bourgeoisie zu brechen, so wenig stellt  sie mit
ihrem  Programm  nichtsdestotrotz  die  Lösung  der  Führungskrise  der
kenianischen  Arbeiter:innenklasse  dar,  sondern  vielmehr  einen  Teil  des
Problems. Dazu braucht es vielmehr eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei,
die  den  Kampf  für  die  Enteignung  der  internationalen  wie  nationalen
Konzerne mit  dem für eine Regierung aus Räten der Arbeiter:innen und
Armen verbindet! Wenn dieser Kampf erfolgreich geführt wird, dann können
die  kenianischen  Arbeiter:innen,  Armen  und  Jugendlichen  die  Krise
tatsächlich lösen und ein neues System schaffen, das ihre Bedürfnisse an
erste Stelle stellt. Dann kann Kenia zum Beispiel für Dutzende halbkoloniale
Länder in ähnlichen Situationen und für Milliarden Menschen werden, wie
sie ihre Unterdrückung und ihr Elend beenden können!

Was können wir in den Zentren tun?
Doch der Kampf der Arbeiter:innen und Jugendlichen in Kenia ist nicht nur
relevant für Menschen in anderen Halbkolonien, sondern auch für uns. Denn
auch wir haben, wenn auch weniger konkret, akut und scharf mit den Folgen
der  Krise  zu  kämpfen.  Auch  wir  spüren  die  gestiegenen  Lebensmittel-,
Heizkosten und Mieten. Auch wir merken, wie Infrastruktur, Bildung und
Soziales  durch die  neoliberale  Ampelregierung dem Dogma des „Sparen,
Sparen, Sparen“ geopfert wird. Unsere Länder, Deutschland, Britannien, die
USA, sind es, die in der imperialistischen Pyramide ganz oben stehen. Doch
nicht  wir  stehen  oben,  sondern  unsere  Bosse  und  Vermieter:innen.
Diejenigen, die in Kenia die Menschen auspressen und ins Elend stürzen,
sind dieselben, die das auch mit uns tun. Wir haben nichts gemein mit ihnen,
dafür vieles mit den mutigen Kenianer:innen, die gerade in Massen gegen
das  System ankämpfen,  das  uns  alle  knechtet!  Zeigen wir  ihnen unsere
Solidarität, indem wir hier im Herzen der Bestie für die Streichung aller



Schulden  der  halbkolonialen  Länder  kämpfen  und  gleichzeitig  auch  für
unsere  eigene Freiheit!  Kämpfen wir  gegen ungerechte  Steuern,  die  die
Massen treffen, und holen wir uns, was wir brauchen, bei denjenigen, die
fürs Nichtstun massenhaft Geld in Form von Dividenden, Miete und anderen
Kapitalrenditen  bekommen!  Ob  Nairobi,  London  oder  Berlin  –  Sieg  für
Proletariat  und  Jugend!  Nieder  mit  dem  Imperialismus  und  seinen
Lakai:innen!

Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?

Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
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und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.

Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.



Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen
will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht
erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.

Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die



Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.

Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in
Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die
Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!



Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!

Ein neues Wir-Gefühl – mit dem
Klassenfeind?
Von Maximilian Macht und Felix Ruga

Menschenmassen mit Deutschlandfarben im Gesicht bemalt oder schwarz-
rot-goldene  Mützen  oder  Fahnen  sieht  man  nicht  nur  bei  den  vielen
organisierten Public Viewings, sondern auch in Restaurants, Kneipen oder
Spätis, wo die EM-Spiele übertragen werden. Falls ein Tor fällt oder das
Spiel  gewonnen  wird,  hört  man  lautstark  den  Namen  des  Landes  und
vielleicht gibt’s sogar am Ende ein Autokorso oder ein Feuerwerk. In der
Halbzeit  kommen dann die  Tagesthemen,  in  denen es  darum geht,  dass
Scholz  es  jetzt  mit  aller  Gewalt  versucht,  doch  noch  Abschiebungen  in
„sichere“ Drittstaaten zu ermöglichen. Oder Pistorius erklärt uns, dass es mit
der Kriegstüchtigkeit endlich mal vorwärts gehen müsse, damit Deutschland
„Verantwortung übernehmen“ kann.

Die meisten in der radikalen Linken werden sich verständlicherweise von
Fanzonen  und  einem  Check24-Trikot  fernhalten.  Aber  wie  sollten  wir
politisch  dazu  stehen  und  welche  Fragen  wirft  das  für  uns  auf?

Endlich unverkrampft
Bis noch vor gar nicht allzu langer Zeit hatte es noch etwas Anrüchiges,
wenn man stolz die schwarz-rot-gelbe Fahne im Garten stehen hatte oder
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sich damit einhüllte. Das war eher etwas, was man mit rechtem Gedankengut
verbunden hat, und sicherlich hat es auch heute noch was davon, auch wenn
es sich ändert. Denn mit der Wiedervereinigung, dem damit verbundenen
nationalistischen  Taumel  und  der  Neuausrichtung  des  deutschen
Imperialismus  wurde  hier  eine  Bresche  geschlagen,  und  das  hat  das
„Sommermärchen“,  also  die  Fußball-WM  2006  in  Deutschland,  vollends
normalisiert.  Damals  wurde  voller  Begeisterung  von  Presse  und  Politik
verkündet,  dass man nun endlich wieder ohne politische Hintergedanken
patriotisch und stolz auf Deutschland sein dürfe. Bei diesem Gefühl hat zum
einen  der  millionenfach  verkaufte  Deutschland-Merch  von  Fähnchen  bis
Autospiegelüberzieher eine große Rolle gespielt, aber auch das erstmalige
Aufkommen von  großangelegten  Public  Viewings,  bei  denen  man  in  der
Sonne mit seinen Freund:innen, der Familie und hunderten anderen Leuten
das Spiel geguckt hat und so eine Volksfest-Stimmung aufgekommen ist.

Und das ist mit Sicherheit auch der größte Reiz, weswegen internationale
Fußballturniere  so  massenhaft  die  Menschen  bewegt:  Es  entsteht  ein
Gemeinschaftsgefühl, denn alle sind jetzt hier auf der gleichen Seite, nämlich
„für  Deutschland“.  Wenn man mal  kritisch nachfragt,  werden viele  auch
erstmal sagen, dass es dabei vor allem darum geht, dass man halt gemeinsam
die Fußballmannschaft („unsere Jungs“) unterstützt. Aber auch, dass es halt
normal sei oder sein sollte, dass man „sein Land“ unterstützt. Und sowieso
ruft man ja auch nicht „Olé DFB!“, sondern „Deutschland, Deutschland!“.
Auch wenn es für Viele in erster Linie ein spaßiges Event zu sein scheint,
normalisieren  und  verbreiten  sich  damit  nationalistische  Annahmen  von
Zugehörigkeit und „wir gegen die“.

Nationalismus und seine Funktion
Nationalismus  schafft  ein  verfälschtes  Gemeinschaftsgefühl  von  Familie,
Heimat  und  dessen  „Schutz“.  In  der  Realität  sind  das  aber  höchst
widersprüchliche  Dinge  und  mit  Sicherheit  nicht  die  wohlig-weichen
Gemeinschaften,  wie  sie  von  bürgerlicher  Seite  gemalt  werden:  In  der
Familie  reproduziert  sich  die  Unterdrückung  von  Frauen,  von  queeren
Menschen  und  von  Jugendlichen.  „Das  Heimatland“  wird  bestimmt  und



kontrolliert durch das Kapital und seinen Staat und damit auch sicherlich
nicht „unser Land“. Und „Schutz“ eben dieser bedeutet meist Angriff auf
äußere und innere „Feinde“, also Krieg und Repression. 

Dennoch  spielen  diese  Vorstellungen  eine  sehr  wichtige  Rolle  für  den
Kapitalismus, nämlich als eine ideologische Grundlage der Verblendung und
Ausbeutung, um seine Existenz zu sichern. Nationalismus zu stärken ist in
Krisenzeiten  vom  Kapitalismus  eine  wichtige  Technik  des  bürgerlichen
Staates,  denn  die  „notwendigen“  Sparmaßnahmen,  kriegerischen
Entbehrungen  und  Angriffe  auf  die  demokratischen  Rechte  müssen  ja
irgendwie gerechtfertigt werden, da sie offensichtlich gegen die Interessen
der großen Mehrheit der Gesellschaft, der Arbeiter:innenklasse, stehen. Also
sagen Staat und Kapital: „Schaut her, wir sind doch alles Deutsche und wir
müssen nun gemeinschaftlich die Interessen Deutschlands vertreten“, was
zuverlässig immer bedeutet, sich den Interessen des Staates und des Kapitals
unterzuordnen, indem man sich den „Notwendigkeiten“ der internationalen
Konkurrenz ergibt. Letztendlich geht es darum, die Arbeiter:innenklasse in
solchen  Momenten  ideologisch  zu  integrieren  und  zu  spalten,  ob  durch
Rassismus, Sexismus oder Anderem, um diese verstärkt auszubeuten. Das
Kapital versucht also, reelle Gemeinschaften und Solidarität mit Mystischen
zu ersetzen.

Rassisten und ihre Widersprüche
Für die Spieler ist es ein Moment, in welchem sie sich als nationalistisches
Aushängeschild des Staates hergeben müssen,  um im Wettbewerb gegen
andere zu gewinnen. Für diesen Wettbewerb stellt der deutsche Staat seinen
Rassismus momentan beiseite, um nicht-weiße Spieler für sich spielen zu
lassen, um dann kurz davor wieder Rassismus als Wahlkampfthema Nummer
eins  zu  verwenden.  Deutlich  wird  dies  durch  die  Kommentare  von  Olaf
Scholz,  welcher  vor  einiger  Zeit  forderte,  wieder  „im  großen  Stil
abzuschieben“. Gleichzeitig seien die Spieler „alles Deutsche“ und „unsere
Jungs“, um ein Zeichen gegen den Rassismus jener 30 % zu setzen, welche
sich  laut  einer  Umfrage  der  ARD  wünschten,  weniger  Menschen  mit
Migrationshintergrund in der Nationalmannschaft zu haben. Problematisches



Verhalten von Fans im Kontext von „Wir gegen die“ schlägt nicht selten in
offenen Rassismus um, wenn nun ein Spieler die „Frechheit“ hat, bei der
Nationalhymne  nicht  mitzusingen  oder  schlichtweg  nicht  wie  erhofft
performt,  oder  ein  anderer  Fan  die  falsche  Fahne  mit  sich  trägt.

Mit dem internationalen Rechtsruck ist ein Anwachsen von Nationalismus für
Rechte  vorteilhaft,  und  die  EM  kommt  dort  sehr  gelegen.  Denn  auch
innerhalb  des  bürgerlichen  Lagers  gibt  es  einen  Kampf  darum,  welche
konkrete Bedeutung nun der deutsche Nationalismus haben sollte. Liberale
sprechen  davon,  dass  Deutschland  ja  jetzt  zeigen  könnte,  wie  offen,
gastfreundlich und tolerant es sei, und dass das sei, was man meine, wenn
man „stolz auf Deutschland“ ist. Ausdruck dessen sollte auch das neue, pinke
Ausweichtrikot sein, das laut dem ehemaligen DFB-Geschäftsführer Bierhoff
„den  Nerv  der  Kids“  treffen  sollte,  also  gewissermaßen  dem  etwas
angestaubten Nationalismus neuen Lack verleihen. Die Rechten sehen das
natürlich anders: Nicht nur gab es online schwere Wutausbrüche wegen des
Trikots, was als „unmännlich“ wahrgenommen wird. Die AfD will den Pride
Month zum „Stolzmonat“ umdeuten und dieser fällt dieses Jahr in die EM.
Maximilian Krah sagte deshalb, dass der Stolzmonat das „Gegenmodell zum
Pride Month, zur Pride EM, zum Regenbogen“ sei.

Was machen wir daraus?
Aus all dem sollte klar geworden sein: Diesen nationalistischen Taumel zu
jeder WM und EM sollten wir kritisieren und ablehnen. Aber es macht dabei
keinen  Sinn,  uns  über  die  einzelnen  Fans  zu  erheben  und  dafür  zu
maßregeln,  denn  die  Allermeisten  gehören  zur  Arbeiter:innenklasse  und
haben  den  nachvollziehbaren  Wunsch,  in  einer  widersprüchlichen  und
unterdrückerischen Gesellschaft etwas Gemeinschaft zu erleben und einfach
für ein paar Stunden eine gute Zeit zu haben, auch wenn man dabei als Linke
ziemlich Bauchschmerzen haben dürfte. Im privaten Umfeld kann es auch
durchaus sinnvoll sein, etwas kritische Reflexion anzustoßen. Auf politischer
Ebene sollten wir aber selbstverständlich dagegen agitieren, wenn dies in
rassistischen oder sexistischen Angriffen mündet – sei es von Fans oder der
Regierung, die die EM-Stimmung als Rückendeckung missbraucht.



Vielmehr macht es eine Frage für fortschrittliche Kräfte auf: Wie können wir
selbst kollektive Erlebnisse der Gemeinschaft schaffen? Neben massenhaften
politischen Aktionen können solche Dinge wie Fußball dabei sogar eine Rolle
spielen: Denn Fußball ist gewissermaßen ein Sport der Arbeiter:innenklasse,
ein Massensport mit Vereinsstrukturen mit 7 Millionen Mitgliedern allein in
Deutschland.  Fußball  hat  erst  so  eine  große  gesellschaftliche  Relevanz
bekommen, als die Arbeiter:innen sich den 8-Stunden-Tag und höhere Löhne
erkämpft haben, denn so war nach der Arbeit Zeit, zum Training zu gehen
und samstags zum Spiel. Man muss sich dafür nur mal angucken, wann die
meisten großen Vereine gegründet wurden.

Andererseits ist der Fußball fest unter der Kontrolle des Kapitals. Dagegen
müssen wir auch kämpfen, um uns den Fußball wie den Sport allgemein
zurückzuholen. Hierbei macht es zum einen Sinn, uns die Geschichte der
Arbeiter:innensportvereine  ins  Bewusstsein  zu  rufen,  aber  auch  als
klassenbewusste  Jugendliche  und  Arbeiter:innen  organisiert  in  den
existierenden  Vereinen  und  Verbänden  zu  wirken,  dabei  den  Sport  zu
politisieren,  zu  demokratisieren  und  den  Einfluss  des  Kapitals
zurückzudrängen. Letztendlich muss es gesellschaftlich darum gehen, den
Breitensport  gegenüber dem Spitzensport  zu fördern,  zu verallgemeinern
und für weite Teile des Proletariats überhaupt erst zu ermöglichen. Damit
würde  auch  den  Spitzenwettbewerben  gänzlich  ihr  Charakter  als
unerreichbare und vergötterte Ereignisse verloren gehen. Somit könnten wir
diesen passiven Konsumnationalismus des Fernsehschauens ersetzen durch
echte und erlebte Gemeinschaft, was letztendlich nur durch die Überwindung
der gesamten Ausbeutergesellschaft vollends möglich wird!

Gegen  Pistorius’  „freiwillige“
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Wehrpflicht:  Die  Herrschenden
wollen  Krieg,  wir  wollen  eine
Zukunft!
von Pippine Garterbelt, Juni 2024

Boris  Pistorius  (Bundesminister  der  Verteidigung,  SPD)  warnt  vor  einem
nahenden russischen Angriff auf die NATO und stellte daher am Mittwoch,
dem 12.06.2024,  seine  Pläne für  ein  neues  Wehrdienstmodell  vor.  Diese
Pläne  sehen  vor,  dass  in  Zukunft  alle  Jugendlichen  nach  ihrem  18.
Geburtstag einen Online-Musterungsbogen von der Bundeswehr zugesendet
bekommen.  Männer  zwischen 18  und 25  Jahren  sind  dann nach diesem
Gesetz verpflichtet,  diesen Bogen auszufüllen und zurückzusenden.  Wenn
man dann im Zuge dessen genügend Motivation und Kriegstauglichkeit zeigt,
wird man verpflichtend zur Musterung eingeladen, also einer Untersuchung
zur Eignung zum Wehrdienst. Dass man dann schlussendlich zum Dienst an
der Waffe  verpflichtet  wird,  lehnt  Pistorius  noch ab.  Frauen wird dieser
Bogen auch zugesendet.  Sie  sollen jedoch nicht  verpflichtet  sein,  diesen
Musterungsbogen  auszufüllen  und  wieder  zurückzusenden.  Das  alles
entspricht einer ersten Stufe wieder zurück zur Wehrpflicht, das heißt: der
massenhaften Mobilmachung von Arbeiter:innen und Jugendlichen, um als
Soldat:innen  für  die  Interessen  der  Herrschenden  zu  morden  –  und  zu
sterben.

Also jetzt doch?
Denn am Ende des Tages sind es wir, die Jugend, die ihr Leben gefährden
und für die Herrschenden in den Krieg ziehen und mörderische Konflikte in
ihren Namen bestreiten müssen. Mit dem neuen Wehrdienstmodell möchte
die  SPD jährlich  40.000  bis  50.000  neue  Soldaten  rekrutieren.  Dies  sei
notwendig, um einen Krieg gegen Russland zu bestehen, sagt Pistorius. Er
vermutet einen Angriff Russlands bereits im Jahr 2029. Bis dahin möchte er
die Zahl der Reservist:innen auf 460.000 erhöhen – also mehr als verdoppeln.
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Betont wird, dass das Modell keine neue Wehrpflicht sein soll, sondern auf
Freiwilligkeit basieren soll. Netterweise wirst du in dem Musterungsbogen,
zu  dessen  Ausfüllen  du  gezwungen  wirst,  nämlich  auch  gefragt,  ob  du
überhaupt Interesse an der Bundeswehr hast. Bekommst du eine Einladung
zur Musterung, ist die zwar deine Pflicht, aber hey, wenigstens wirst du mit
einem  Kreuzchen  mal  nach  deiner  Meinung  gefragt.  Parteien  wie  die
CDU/CSU, SPD und AfD positionieren sich klar für eine Wiedereinführung
der  Wehrpflicht.  So  schreibt  die  CDU/CSU  in  ihrem  neuesten
Grundsatzprogramm:  „Wir  werden  die  Aussetzung  der  Wehrpflicht
schrittweise  zurücknehmen  […]  Das  Bekenntnis  zur  Wehrpflicht  ist  ein
wichtiges Bekenntnis zur Stärkung der Bundeswehr.“ Die Pläne der SPD sind
als  vorbereitende  Maßnahmen  für  eine  langsame  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht einzuordnen. SPD, FDP und Grüne betonen die Wichtigkeit der
Freiwilligkeit beim Wehrdienst und schaffen Anreize, sich noch länger als die
vorgesehenen 6 Monate zu verpflichten.  Um sich die Bereitwilligkeit  der
Jugend  zu  erkaufen,  packt  die  SPD  die  Kostenübernahme  für  einen
(mittlerweile extrem teuren) Führerschein oder eine berufliche Ausbildung
obendrauf. Besonders gefährdet sind Schulabgänger:innen und Jugendliche
aus sozialschwachen Hintergründen, aus ihrer finanziellen Not heraus in den
Wehrdienst  gelockt  zu  werden.  Die  Wehrbeauftragte  des  Deutschen
Bundestages (SPD) Eva Högl  begrüßt die Pläne ihres Parteikollegen und
setzt,  ebenso wie CDU-Politiker Johann Wadephul,  noch einen obendrauf:
Unter dem Deckmantel der Gendergerechtigkeit fordern sie die Pflicht für
Männer und Frauen. So sagt die SPD-Politikerin dazu: „Es ist nicht mehr
zeitgemäß, nur junge Männer anzusprechen. In die Bundeswehr gehören alle
Geschlechter, auch Frauen wollen ihren Beitrag leisten.“ – Um auch Frauen
verpflichten zu können, müsste eine Änderung im Grundgesetz vorgenommen
werden, die dies legitimiert. Währenddessen hetzt die BILD-Zeitung munter
gegen die Jugend: „Pistorius plant neuen Wehrdienst: Ist unsere Jugend zu
weich für die Bundeswehr?“ und schreibt weiter: Die heutigen Jugendlichen
„können doch nur Hafermilch trinken, TikTok-Videos glotzen und gendern.“
Pseudowissenschaftlich versucht der Artikel, die Verweichlichung der Jugend
zu beweisen. Im Interview mit der BILD soll die Zuständige für die Werbung
der Bundeswehr Sabine Castenow dazu gesagt haben: „Klar ist,  dass die
Generation  Z  völlig  anders  tickt  als  ihre  Vorgängergenerationen.  Sie  ist



einerseits sehr behütet aufgewachsen und die Eltern sind enge und wichtige
Berater ihrer Kinder.“ Das klingt rhetorisch sehr nach der autoritären und
völkischen Erziehungspädagogik, in der Kinder von Anfang an gefühlskalt
und streng für Gefolgsamkeit in Krieg und harter Arbeit erzogen werden
sollen.  Während  die  jahrelange  Debatte  über  die  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht aus dem Bundestag nun bittere Realität zu werden scheint, trifft
dies in der Jugend auf wenig Zustimmung. Laut Umfragen sind nur 16% der
Jugendlichen für die Wehrpflicht. Das ist kaum verwunderlich. Denn es sind
am Ende nicht die Politiker:innen im Bundestag, die an der Front für die
Verteidigung des Kapitals  sterben sollen,  obwohl  sie  behaupten,  wir  alle
müssten  uns  für  unsere  Demokratie  in  den  Schützengraben  werfen.
Stattdessen sind es wir Arbeiter:innen und Jugendlichen, die morden sollen,
während  die  Reichen  durch  die  Kriege  noch  reicher  werden  und  der
bürgerliche Staat seine geostrategischen Interessen verfolgen kann.

Denn  tatsächlich:  Mit  der  dringenden  Stärkung  des  deutschen  Militärs
streben  die  Regierungsparteien  an,  sich  auf  verstärkte  weltweite
Konfrontationen  unter  den  imperialistischen  Blöcken  vorzubereiten,  was
gemeinhin  als  „Zeitenwende“  bezeichnet  wird.  Die  Abschaffung  des
Wehrdienstes 2011 wurde zwar durch gesellschaftlichen Protest begleitet,
aber  in  erster  Linie  war  sie  eine  Sparmaßnahme  während  der
Wirtschaftskrise und eine politische Entscheidung zur Neuausrichtung der
Bundeswehr,  indem  ein  Fokus  auf  eine  deutlich  kleinere,  aber  gut
ausgebildete Berufsarmee gesetzt wurde. Das war damals auch gut für die
Weltlage  zugeschnitten,  denn  die  Kriegseinsätze  der  Bundeswehr  in
Halbkolonien wie Afghanistan, Kosovo oder im Libanon waren keineswegs
Materialschlachten  ebenbürtiger  Kriegsparteien  wie  in  den  Weltkriegen,
sondern glichen einem unterdrückerischen Polizeieinsatz im Ausland. Daher
brauchte man eher wenige Soldat:innen, die dafür in der Lage waren, die
hochtechnologischen  Kriegsgeräte  zu  bedienen  oder  einzelne  Ziele
anzugreifen. Auf der anderen Seite ist der russische Angriff auf die durch die
NATO aufgerüstete Ukraine seit vielen Jahrzehnten der erste Krieg, der ganz
anders  abläuft:  Hunderte  Kilometer  lange  Feindeslinien  mit  schweren
Verteidigungsanlagen,  ständigem  Artilleriebeschuss  und  zehntausenden
Toten auf  beiden Seiten.  Hier  wird  der  Krieg dadurch entschieden,  wer



sowohl die größere (Kriegs-)Industrie als auch wehrfähige Bevölkerung hat,
um  länger  eine  Massenarmee  mit  Hunderttausenden  Soldat:innen  zu
unterhalten. Und da sich im Zuge von politischen und wirtschaftlichen Krisen
der Konflikt zwischen den imperialistischen Blöcken eher noch verschärfen
dürfte, will die Bundesregierung für genau so einen Krieg die Bundeswehr zu
einer Massenarmee umstellen, um so die Arbeiter:innen und Jugendlichen für
ihre Interessen in Stellung zu bringen. Aber nicht, wenn wir das verhindern
können!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung
gegen  Krieg  und  Krise!
Die Reaktion des westlichen Imperialismus, auf immer stärkere Aufrüstung
und Wehrdienst-Rekrutierung zu pochen, ist also nur logisch. Logisch für uns
muss daher sein, dass die Interessen der Herrschenden nicht unsere sind!
Wir können uns nicht auf den Staat verlassen, wenn es um die Sicherung
unserer  Zukunft  geht.  Wir  müssen also  eine  unabhängige,  internationale
Bewegung  der  Jugend  und  Arbeiter:innen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung
aufbauen.  Gewerkschaften  und  traditionelle  Arbeiter:innenorganisationen
sollten  dabei  unsere  Bündnispartner  sein.  Nur  durch  Aktionen  des
Klassenkampfes  in  internationaler  Absprache können wir  die  Spirale  der
Aufrüstung  und  der  aggressiven  „Verteidigung“  durchbrechen  und  das
kapitalistische  System  angreifen,  das  Kriege  und  Krisen  verursacht.
Jugendliche müssen sich gegen Aufrüstung und für soziale Verbesserungen
organisieren, sowohl lokal als auch international.

Dabei setzen wir uns für folgende Forderungen ein:

Nein  zur  Wehrpflicht  und dem neuen Wehrdienstmodell  der  SPD
unter  dem  Deckmantel  der  Freiwilligkeit!  Wir  wollen  kein
Kanonenfutter  sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Bundeswehr raus aus den Schulen! Kein Werben für’s Sterben!



Für  den  Aufbau  einer  Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere
Interessen  gemeinsam  mit  der  Arbeiter:innenklasse  vertritt  und
durchsetzt!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.
Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung.

UEFA-EM 2024: Fußtritte gegen
demokratische Rechte
von Bruno Tesch, ursprünglich erschienen in der Neuen Internationale 283
der Gruppe Arbeiter:innenmacht, Juni 2024

Am  14.  Juni  beginnt  die  Fußballeuropameisterschaft  (EM  2024)  der
Männermannschaften und endet einen Monat später. Sie wird dieses Mal In
Deutschland an 10 Spielstätten ausgetragen. Das rein sportliche Spektakel
wird jedoch von innen- und weltpolitischer Krisenhaftigkeit und Unsicherheit
in Beschlag genommen. Regierungen nutzen solche Großveranstaltungen, die
massenhafte Aufmerksamkeit auf sich ziehen, gerne, um sich gleichzeitig im
Licht  erfolgreicher  Nationalteams  zu  sonnen  und  währenddessen  bspw.
unpopuläre Gesetze zu installieren. Diesmal wird die Öffentlichkeit jedoch
bereits im Vorwege hellhörig durch Pläne der deutschen Bundesregierung,
die EM als Vorwand für verschärfte politische Repression zu projektieren.

Ausbau des EU-Sicherheitsapparats
Die Vorbereitungen zur Großveranstaltung laufen auf Hochtouren und auch
die Bundespolizei bereitet sich sehr gründlich darauf vor. „Die Sicherheit der
Fußball-EM bei uns im Land hat höchste Priorität. Alle Sicherheitsbehörden
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bereiten sich hochprofessionell vor. An allen Spielorten und überall, wo sich
viele Menschen bewegen, gilt: Die Polizei wird hohe Präsenz zeigen. Dafür
bin ich den Landespolizeien und unserer Bundespolizei sehr dankbar“, so
Bundesinnenministerin Nancy Faeser.

„Dabei intensivieren wir die Maßnahmen auf allen Verkehrswegen für die
Sicherheit der Fußballfans und Reisenden. In Zügen und Bahnhöfen wird die
Bundespolizei die Präsenz erhöhen“. Alle Maßnahmen wären eng mit den
Polizeien  der  Länder,  Grenzpolizeien  der  deutschen  Anrainerstaaten,
Eisenbahnverkehrsunternehmen,  Flughafenbetreiber:innen  und  relevanten
Sicherheits-  und  Ordnungspartner:innen  abgestimmt.

Die  Bundespolizeidirektion  Koblenz  wird  hier  an  insgesamt  neun
Grenzübertrittsorten  zu  Frankreich,  Luxemburg  und  Belgien  die
Reisebewegungen überwachen. Von dort aus erfolgen gemeinsame Streifen
mit  der  Bundespolizeiinspektion  Saarbrücken  und  den  Kolleginnen  und
Kollegen der französischen Police aux Frontières (Grenzpolizei) sowie des
Service  National  de  la  Police  Ferroviaire  (französische  Bahnpolizei).
Außerdem gibt es für Schwerpunkteinsätze ein gemeinsames Kommissariat.

Mit  Frankreich  sind  etwa  gemeinsame  Polizeieinheiten  und  Streifen  im
grenzüberschreitenden Bahnverkehr geplant. Die Ministerin hob hervor, dass
auch  bei  der  Abwehr  hybrider  Bedrohungen  und  beim  Schutz  vor
Terrorismus  eng  mit  Frankreich  zusammengearbeitet  wird.

Regierungsoffziell heißt es: Im Fokus stehen der Schutz vor Islamist:innen
und anderen Extremist:innen, vor Hooligans und weiteren Gewalttäter:innen
sowie die Sicherheit der Netze.

Diese  Konzeption  wird  ergänzt  durch  eine  stärkere  Kooperation  des
Staatsapparats  auch  auf  Länderebene.  So  hat  etwa  der  nordrhein-
westfälische Innenminister Herbert Reul für die Fußball-Europameisterschaft
erhöhte  Sicherheitsmaßnahmen  angekündigt.  Teil  des  Konzepts:
Urlaubssperre für Polizist:innen und ein internationales Polizeizentrum in
Neuss. Teil dieser Aufrüstungspläne ist auch ein besserer Datenaustausch
zwischen Behörden. Die derzeitige Kommunikation sei unter anderem aus



Datenschutzgründen eingeschränkt und wichtige Informationen dürften nicht
weitergegeben werden. Um dem entgegenzuwirken, seien Reuls Ansicht nach
verbesserte  Instrumente  wie  die  umstrittene  Vorratsdatenspeicherung
erforderlich. So wird die Fußball-EM zum „zivilen“ Test für weitere staatliche
Überwachung.

Staatsräson  im  DGB:  die  Gewerkschaft  der
Polizei (GdP)
Als spezielle Scharfmacher:innen für Hass und Hetze erweisen sich wieder
einmal  die  Spitzen  der  Gewerkschaft  der  Pol izei  (GdP).  Der
Bezirksvorsitzende für Bundespolizei und Zoll, Andreas Roßkopf, meinte: Im
Visier  der  Kontrollen  stünden  vor  allem  „die  Fangruppierungen,
gewaltbereite Hooligans, aber natürlich auch – islamistische Vereinigungen“.

„Und da brauchen wir – und haben auch – die Hinweise aus nationaler und
internationaler Zusammenarbeit.“ Mit dieser besonderen Belastung zur EM
habe man aber bereits gerechnet und sei vorbereitet.

Da muss dann sogar der Anschlag in einem „befreundeten“ Land auf eine
Moskauer  Konzerthalle  Ende  März  2024  herhalten,  der  mutmaßlich  von
ukrainischen Nationalist:innen verübt worden ist,  ebenso wie ein Posting
einer islamistischen Gruppierung in den sozialen Medien, das plakativ drei
EM-Spielorte  als  Anschlagsziele  nennt,  um  den  aufgefahrenen
Sicherheitsapparat  zu  verteidigen.

Ein Hintergedanke der sicherheitspolitischen Kooperation ist nicht zuletzt
das imperialistische Interesse der Bundesrepublik, ihre Führungsposition in
der Europäischen Union zu stärken und auch die noch nicht kriegstüchtige
eigene  Bevölkerung  an  die  angebliche  Notwendigkeit  von  polizeilicher
Präsenz und finanziellen Opfern für Aufrüstung zu gewöhnen. Sie kann sich
der stetigen Unterstützung durch staatslammfromme DGB-Gewerkschaften
dabei sicher sein.

Die Positionierung der GdP verdeutlicht außerdem einmal mehr, dass die
Polizeigewerkschaft im DGB nichts verloren hat. Gewerkschafter:innen, die



gegen  Spaltung  und  Repression  am  Arbeitsplatz,  gegen  Rassismus,
Überwachungsstaat  und  Militarisierung  kämpfen,  brauchen  keine
Interessensvertretung des Staatsapparates in den eigenen Reihen, sondern
müssen für den Ausschluss der GdP aus dem DGB eintreten.

Repression und Rassismus
Selbstverständlich ist diese Sicherheitslawine nicht erst in Erwartung einer
solchen Veranstaltung überstürzt losgetreten worden. Dieses Paket reiht sich
vielmehr  als  strategisches  Kalkül  der  herrschenden Klasse  ein,  das  eine
rassistische Politik  mit  repressiven Maßnahmen gegen linkere Opposition
verbindet. Die Asylgesetzgebung der bürgerlichen „Mitte“ passt nahtlos mit
der  Erstickung  von  Solidaritätsbekundungen  für  die  palästinensische
Bevölkerung zusammen, die in die Ecke „terroristischer Bedrohung“ gestellt
werden. Die Verschärfung des Strafrechts beinhaltet auch eine Neudefinition
von  Gewalt ,  d ie  Vol lzugsmaßnahmen  wie  Abschiebung  und
Zwangsexmatrikulation  unmittelbarer  und  auf  höherer  Eskalationsstufe
spüren  lässt.

Die EM nahm Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) dankbar als
Steilvorlage auf und forderte rasche Konsequenzen für Gewalttäter:innen. Er
teilte  der  Zeitung  „Bild  am  Sonntag“  mit,  auch  Hooligans  und
Krawalltourist:innen würden sich auf den Weg nach Deutschland machen.
Wenn Straftaten begangen würden, sollte dort, wo es möglich sei, die Strafe
auf dem Fuße folgen.

Kritik
Es erhebt sich aber auch Kritik im bürgerlich-liberalen Lager gegen den
Sicherheitshype.  So  moniert  bspw.  der  Deutsche  Anwaltsverein  drei
problematische Überwachungstechnologien, die nun auf keinen Fall etabliert
oder weiter ausgeweitet werden dürften. Dazu gehören Staatstrojaner, die
Zugriffe  auf  PCs  legitimieren,  durchgängiger  Einsatz  biometrischer
Gesichtserkennungsprozeduren  sowie  anlasslose  Vorratsdatenspeicherung.
Zu  den  Eckpunkten  des  Sicherheitskatalogs  zählt  neben  den  genannten
Pfeilern auch Präventionsarbeit durch die Unterstützung von Fanprojekten,



z. B. durch das Fanbetreuungsprogramm „Fans welcome“.

Für die Polizei und den Staat stehen die Fangruppen selbst im Visier der
verschärften Überwachung. Gegen diese, gegen die Kommerzialisierung des
Sports,  die bei  den Großveranstaltungen besonders krass und überteuert
hervortritt, gegen die verordnete Fankultur sollten sie sich organisiert zur
Wehr  zu  setzen.  Viele  Fangruppen  aus  den  Vereinen  haben  durch  ihre
bundesweit  organisierten  Proteste  gegen  die  Machenschaften  des  DFL
Deutsche Fußball  Liga e.  V.  und Mauscheleien hinter  ihrem Rücken mit
zweifelhaften sportfremden Investor:innen nicht nur Erfolg gehabt, sondern
auch bewiesen, dass sie als organisierte Kraft  Kapitalkraken widerstehen
können.

Diese Gruppen sind auch an den jeweiligen Spielorten stark vertreten. Sie
könnten dabei die Kritik an der Kommerzialisierung der Veranstaltungen bis
zum Public Viewing mit der am Überwachungswahn verbinden. Sie müssten
sich dazu aber sowohl mit gewerkschaftlichen Organisationen abseits von
GdP und Deutscher Polizeigewerkschaft (DPolG) wie auch mit internationalen
Fanverbänden  verbinden,  Kontrollen  und  Einreisebeschränkungen
entgegentreten.  Statt  der  Polizei  könnten  die  Fanclubs  eigenständige
Ordner:innendienste organisieren und so für einen geregelten Ablauf der
Veranstaltungen  sorgen.  Der  Deutsche  Gewerkschaftsbund  überlässt  es
leider  „seiner  Fachvertretung“,  der  GdP,  sich  mit  dem  Thema
Staatsaufrüstung  im  Namen  der  Sicherheit  aller  zu  beschäftigen  und
klassenfeindlich  hervorzutun.

Keine Grenzkontrollen!
Keine migrant:innenfeindliche Repression!
Keine Legitimierung von Überwachungseinrichtungen!
Nein zu allen Strafgesetz- und Sicherheitsverschärfungen!
Keine Mittel und Personal für polizeiliche Aufrüstung!
GdP raus aus dem DGB!
Organisierung von Sicherheitsvorkehrungen und Gegenwehr gegen
staatliche  Kontroll-  und   Einreisewillkür  durch  internationale
Fangruppierungen  und  Gewerkschaften!


